
Deutscher Bundestag

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wurden durch
den Bundesgesetzgeber umfassend novelliert. Sie sind am 1. März 2010 als bundeseinheitliche
Rechtsgrundlagen in Kraft getreten.

1. Gesetzgebungskompetenz
Naturschutz und Landschaftspflege sowie Wasserhaushalt waren bis zur Föderalismusreform von
2006 Teil der Rahmengesetzgebung des Bundes und wurden mit der Reform in die konkurrie-
rende Gesetzgebung überführt (Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 und 32 GG). Als verfassungsrechtliches No-
vum sind die Länder gleichzeitig ermächtigt worden, abweichende Regelungen zu treffen, wobei
das jeweils spätere Gesetz Anwendungsvorrang genießt (Art. 72 Abs. 3 Satz 3 GG). Die Regel
„Bundesrecht bricht Landesrecht“ (Art. 31 GG) ist insoweit nicht anwendbar.
Die Befugnis, abweichende landesrechtliche Regelungen zu schaffen, ist jedoch eingeschränkt;
„abweichungsfest“ sind im Naturschutz- und Landschaftspflegerecht die allgemeinen Grundsätze
des Naturschutzes, der Artenschutz und der Meeresnaturschutz (Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GG).
Die „allgemeinen Grundsätze“ hat der Bundesgesetzgeber in den § 1 Abs. 1, § 6 Abs. 1, § 8, § 13,
§ 20, § 30 Abs. 1, § 59 Abs. 1 BNatSchG im Einzelnen aufgeführt. Die Vorschriften des Arten-
schutzes und die Vorschriften des Meeresnaturschutzes sind in den Kapiteln 5 und 6 des
BNatSchG geregelt. Im Wasserhaushaltsrecht sind die stoff- und anlagenbezogenen Regelungen
abweichungsfest (Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 GG).

2. Geltung der Landesnaturschutzgesetze
Lediglich die Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein haben bislang neue Landesnatur-
schutzgesetze erlassen. Neue Landeswassergesetze sind in Bayern und Niedersachsen in Kraft
getreten, Mecklenburg-Vorpommern hat sein Wassergesetz angepasst. Diese Gesetze gehen dem
BNatSchG und dem WHG vor. In den übrigen Bundesländern sind bisher keine Landes- oder
Ausführungsgesetze in Kraft getreten. Die derzeit weiter bestehenden Landesnaturschutz- und
-wassergesetze sind nur noch anwendbar, soweit das BNatSchG und das WHG keine abschlie-
ßenden Regelungen enthalten. Daneben gelten sie für die Fälle fort, in denen Vorschriften im
Landesrecht unberührt bleiben oder sich nach Landesrecht richten.

3. Wesentliche Neuerungen
Das BNatSchG enthält erstmals unmittelbar geltende Regelungen für den allgemeinen Schutz
aller wild lebenden Tier- und Pflanzenarten sowie zur Eindämmung und Bekämpfung invasiver
Arten. Die Landschaftsplanung ist auf lokaler Ebene nunmehr anlassbezogen und nicht mehr
obligatorisch vorzunehmen. Die Eingriffsregelung ist flexibler ausgestaltet worden. So können
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beispielsweise gesetzlich vorgeschriebene Kompensationsmaßnahmen wie Aufforstungen schon
vor einem Eingriff in Natur und Landschaft vorgenommen werden. Für natürliche oder gemischt
natürlich-kulturelle Gebiete von herausragender Bedeutung, die aufgrund fehlender Flächengrö-
ße nicht zu Nationalparks erklärt werden können, ist die neue Gebietsschutzkategorie „Nationa-
les Naturmonument“ eingeführt worden. Erstmals gilt das BNatSchG (mit Ausnahme des Kapitels
2) zudem für die dem Küstenmeer vorgelagerten Bereiche der deutschen ausschließlichen Wirt-
schaftszone und des Festlandsockels.

Das WHG enthält unmittelbar geltende Vorschriften zur Bewirtschaftung der oberirdischen Ge-
wässer und Küstengewässer, des Grundwassers und Hochwasserschutzes sowie erstmals Vor-
schriften zu den Grundsätzen der öffentlichen Wasserversorgung, zum Heilquellenschutz und
zur Duldung und Gestattung bestimmter wasserwirtschaftlich notwendiger Maßnahmen. Die Vor-
schriften über die Bewirtschaftung oberirdischer Gewässer wurden um Regelungen zu Mindest-
wasserführung, Durchgängigkeit, Gewässerrandstreifen und zur Wasserkraftnutzung, zu deren
Voraussetzungen beispielsweise geeignete Maßnahmen zum Schutz der Fischpopulation gehö-
ren, erweitert. Nunmehr explizit geregelt sind die Eigentumslage an Gewässern und die Ein-
schränkung der Eigentumsnutzung: Die zuständigen Behörden sind ermächtigt, den Eigentümern
und Nutzern von Grundstücken und Gewässern Duldungs- oder Gestattungspflichten aufzuerle-
gen, um bestimmte wasserwirtschaftlich notwendige Maßnahmen durchzusetzen. Für diese Fälle
wurden Entschädigungs- und Ausgleichsregelungen ins Gesetz mit aufgenommen.

4. Ausblick
Zwar enthält das BNatSchG umfassende Regelungen, ist aber ohne die Landesgesetze nicht in
allen Bereichen vollzugsfähig. Dadurch kommt es zu einer Zersplitterung des Naturschutzrechtes
in verschiedene Regelungsebenen, aus denen sich Unsicherheiten für Bürger und Behörden erge-
ben. Zur Klärung der Rechtslage bedarf es demnach zunächst eines Blickes in das BNatSchG,
sodann ist anhand des jeweiligen Landesrechts zu prüfen, ob hiervon abweichende oder ergän-
zende Regelungen vorhanden sind. Einige Rechtswissenschaftler kritisieren, dass dadurch der
Grundgedanke der Föderalismusreform, eine bundesweit einheitliche Naturschutzpolitik zu
schaffen, möglicherweise nicht erreicht würde.
Unklar ist auch die Reichweite der abweichungsfesten Kernbereiche. Bedenken bestehen sowohl
bezüglich der Inhalte der Grundsätze des Naturschutzes als auch darüber, ob der Artenschutz
tatsächlich nur in Kapitel 5 des BNatSchG geregelt ist. Es ist davon auszugehen, dass diese Fra-
gen durch die Rechtsprechung beantwortet werden.
Auch bezüglich des WHG ergeben sich Unsicherheiten aus den sich überschneidenden Gesetzge-
bungskompetenzen von Bund und Ländern. Jedoch sind die abweichungsfesten Kerne im WHG
genauer bezeichnet als die des BNatSchG. Allerdings bedarf der Vollzug des Bundesgesetzes
auch hier ergänzender Regelung durch Landesgesetze. Ob und inwieweit die Länder von den
Abweichungsrechten Gebrauch machen, bleibt abzuwarten.
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